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 VERBOTENE BEHANDLUNGEN

Vor den Gefahren warnen
Manche Patienten bitten um Informationen über Behandlungen, die in Deutschland 
verboten sind. Die Zentrale Ethikkommission bei der Bundesärztekammer gibt  
Hinweise, wie sich Ärzte in einer solchen Situation verhalten sollten.

N ach dem Embryonenschutz-
gesetz sind eine Eizellspen-

de oder eine Leihmutterschaft in 
Deutschland verboten – im Ausland 
allerdings nicht. Manche Paare, die 
keine Kinder auf natürlichem Weg 
zeugen können, möchten diese 
Leistungen daher im Ausland wahr-
nehmen. Wie soll sich ein Repro-
duktionsmediziner verhalten, wenn 
ein solches Paar um seine Hilfe bit-
tet? In ihrer aktuellen Stellungnah-
me zu ethischen und rechtlichen 
Fragen des „Medizintourismus“ be-
tont die Zentrale Ethikkommission 
(ZEKO) bei der Bundesärztekam-
mer, dass Ärzte wissen müssten, 
welche im Ausland legalen Maß-
nahmen in Deutschland verboten 
sind und dass sie diese Verbotsnor-
men auch in ihrem Handeln befol-
gen müssten. „Eigene abweichende 
moralische Auffassungen entbinden 
nicht von der Einhaltung konkreter 
rechtlicher Verpflichtungen“, er-
klärt Prof. Dr. jur. Friedhelm Hufen, 
der die Stellungnahme zusammen 
mit dem Humangenetiker Prof. Dr. 
med. Wolfram Henn federführend 
betreut hat. 

Keine Beratungspflicht 
Wenn in Deutschland lebende Pa-
tienten gezielt medizinische Ange-
bote wahrnehmen wollen, die im 
Ausland erlaubt, aber in Deutsch-
land verboten sind, unterscheidet 
die ZEKO drei Arten ärztlichen 
Vorgehens: das Informierende, das 
Aufklärende und das Beratende. Im 
ersten Fall handelt es sich um die 
Weitergabe allgemeiner Informa -
tionen, zum Beispiel zur Existenz 
einer bestimmten medizinischen 
Maßnahme. Die Aufklärung geht 
hingegen über Informationen zur 
konkreten Durchführung und zu 
den allgemeinen Chancen und Risi-
ken einer bestimmten medizini-
schen Behandlungsmethode hinaus. 

Eine Beratung schließlich umfasst 
ein differenziertes Behandlungsan-
gebot, gegebenenfalls mit konkre-
ten Adressen ausländischer Be-
handler. 

„Der konkrete Umfang einer 
Weitergabe von Informationen liegt 
im Ermessen des Arztes“, erklärt 
Henn. „Dabei ist die Grenze zwi-
schen neutraler Information und 
sachgerechter Aufklärung einerseits 
und einer umfassenden konkreten 
Beratung andererseits, die sogar ei-
ne strafbare Anstiftung oder Beihil-
fe darstellen kann, fließend.“ Wich-
tig sei es, zwischen einem reaktiven 
Verhalten des Arztes und einem ak-
tiven Ansprechen bestimmter Maß-
nahmen zu unterscheiden. „Wenn 
Patienten ihren Arzt mit der Bitte 
um Hilfe aufsuchen, kann der Arzt 
im geschützten Raum der ärztlichen 
Schweigepflicht innerhalb eines re-
aktiven Verhaltens offen sprechen“, 
erklärt Henn. „Das gilt auch dann, 
wenn es um Leistungen geht, die 
hierzulande strafbar sind.“ Ärzte 
seien nicht dazu verpflichtet, Pa-
tienten von verbotenen Maßnah-
men aktiv abzuhalten, wohl aber, 
sie vor damit verbundenen Gefah-
ren zu warnen. Eine Anzeigepflicht 
des Arztes über eine bevorstehende 
Behandlung besteht nur im Falle 
schwerer Straftaten und zur Abwehr 
konkreter und schwerwiegender 
Gefahren für Dritte.

In anderen Fällen kann es vor-
kommen, dass inländische repro-
duktionsmedizinische Zentren eine 
In-vitro-Fertilisation ablehnen, weil 
die Erfolgsaussichten im individu-
ellen Fall zu gering oder die Risi-
ken zu hoch sind. Da es sich um ein 
in Deutschland legales Verfahren 
handelt, ist dem Arzt eine Mitwir-
kung oder Zuweisung nicht unter-
sagt. Er ist jedoch dazu verpflichtet, 
bei der Beratung auf etwaige beste-
hende medizinische Bedenken hin-

zuweisen, deretwegen keine inlän-
dischen Angebote bestehen. 

Bei Leistungen, die im In- und 
Ausland gleichermaßen erlaubt 
sind, wie zahnmedizinische Be-
handlungen, ist der Wunsch des Pa-
tienten legitim, sie im Ausland 
wahrzunehmen. „Können Patienten 
auf diese Weise gleichwertige me-
dizinische Leistungen in Anspruch 
nehmen, die ihnen wegen des höhe-
ren Kostenniveaus in Deutschland 
andernfalls nicht zur Verfügung 
stünden, so ist dies ethisch nicht zu 
beanstanden“, schreibt die ZEKO. 
Der Arzt müsse die Patienten je-
doch darüber aufklären, wenn die 
Kostenvorteile zulasten der Quali-
tät gingen. Abzulehnen seien in je-
dem Fall alle Formen von Prämien 
oder Gewinnbeteiligungen, die in 
Deutschland tätige Ärzte für die 
Überweisung von Patienten ins 
Ausland annehmen. 

Gleiche Standards in Europa
Hufen weist darauf hin, dass in der 
EU die Grundfreiheiten, insbeson-
dere die Dienstleistungsfreiheit, das 
Diskriminierungsverbot und die 
Charta der Grundrechte gelten. 
Deshalb könnten EU-Bürger in al-
len Mitgliedsstaaten ärztliche Leis-
tungen zu den in ihrem Heimat-
land geltenden Leistungs- und Er-
stattungsbedingungen in Anspruch 
nehmen. Angesichts weitgehender 
Freizügigkeit in Europa spricht sich 
Hufen für eine europäische Harmo-
nisierung rechtlicher und ethischer 
Standards aus: „Dazu gehört auch 
die Frage, welche Standards unver-
zichtbar und aus welchen Gründen 
nationale Differenzen und Rege-
lungsvorbehalte weiterhin gerecht-
fertigt sind.“ ▄
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